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3. Hauptstück 

Pflichten und Rechte der Soldaten 

Allgemeines 

§ 41. (1) Der Dienst im Bundesheer gebietet den Soldaten, alles zu tun, was den Aufgaben des 
Bundesheeres förderlich ist, und alles zu unterlassen, was dem Ansehen des Bundesheeres abträglich sein 
könnte. 

(2) Mit dem Tage des Dienstantrittes sind die Soldaten im Präsenz- und Ausbildungsdienst zum 
Dienst in allen Teilen des Bundesheeres verpflichtet. Sie dürfen nur im Rahmen ihrer Dienstfähigkeit 
verwendet werden. Eine Heranziehung von Soldaten zu einem Einsatz nach § 2 Abs. 1 lit. a bis c ist 
während jeder Wehrdienstleistung zulässig. Eine unmittelbare Teilnahme von Soldaten, die das 18. 
Lebensjahr noch nicht vollendet haben, an Feindseligkeiten im Rahmen eines Einsatzes ist nicht zulässig. 

(3) Alle Soldaten haben die von einem Vorgesetzten an sie gerichteten Anordnungen zu einem 
bestimmten Verhalten (Befehle), soweit verfassungsgesetzlich nicht anders bestimmt ist, zu befolgen. 

(4) Allen Soldaten steht das Recht zu, Wünsche vorzubringen, Vorstellungen zu erheben und über 
erlittenes Unrecht Beschwerde zu führen. Beschwerden über Befehle, deren sofortige Ausführung 
aufgetragen wurde, sind erst nach deren Vollzug gestattet. 

(5) Gelangt einem Soldaten, der mit der Funktion eines Disziplinarvorgesetzten nach dem 
Heeresdisziplinargesetz 2014 betraut ist, der Verdacht einer von Amts wegen zu verfolgenden gerichtlich 
strafbaren Handlung zur Kenntnis, die den gesetzmäßigen Wirkungsbereich dieses Soldaten betrifft, so 
hat dieser Soldat die Strafanzeige an eine Staatsanwaltschaft auch dann zu erstatten, wenn durch diese 
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Handlung der Verdacht einer Pflichtverletzung nach dem Heeresdisziplinargesetz 2014 nicht begründet 
wird. Diese Anzeigepflicht besteht nicht, 

 1. wenn die Anzeige eine amtliche Tätigkeit beeinträchtigen würde, deren Wirksamkeit eines 
persönlichen Vertrauensverhältnisses bedarf, oder 

 2. wenn und solange hinreichende Gründe für die Annahme vorliegen, dass die gerichtliche 
Strafbarkeit der Tat binnen kurzem durch schadensbereinigende Maßnahmen entfallen wird. 

(6) Wird eine Belehrung oder Ermahnung eines Vorgesetzten schriftlich erteilt, so ist sie dem 
betroffenen Soldaten nachweislich zur Kenntnis zu bringen. Eine derartige Maßnahme darf zu keinen 
dienstlichen Nachteilen mehr führen 

 1. drei Jahre nach dieser Kenntnisnahme oder, 

 2. sofern die jeweilige Wehrdienstleistung früher endet, mit Beendigung dieser Wehrdienstleistung. 

(7) Nach erstmaligem Antritt des Wehrdienstes hat jeder Soldat ein Treuegelöbnis zu leisten. Das 
Treuegelöbnis lautet: „Ich gelobe, mein Vaterland, die Republik Österreich, und sein Volk zu schützen 
und mit der Waffe zu verteidigen. Ich gelobe, den Gesetzen und den gesetzmäßigen Behörden Treue und 
Gehorsam zu leisten, alle Befehle meiner Vorgesetzten pünktlich und genau zu befolgen und mit allen 
meinen Kräften der Republik Österreich und dem österreichischen Volke zu dienen.“ 

(8) Soldaten dürfen zur Teilnahme an Übungen und Ausbildungsmaßnahmen im Ausland nach § 1 
Z 1 lit. d des Bundesverfassungsgesetzes über Kooperation und Solidarität bei der Entsendung von 
Einheiten und Einzelpersonen in das Ausland (KSE-BVG), BGBl. I Nr. 38/1997, nur auf Grund 
freiwilliger Meldung entsendet werden. Dies gilt für Soldaten, die Grundwehrdienst oder den 
Ausbildungsdienst in den ersten sechs Monaten dieses Wehrdienstes leisten, auch für im Ausland 
stattfindende Übungen und Ausbildungsmaßnahmen im Bereich der militärischen Landesverteidigung. 
Sämtliche derartige Meldungen von Soldaten im Präsenz- oder Ausbildungsdienst sind schriftlich beim 
Heerespersonalamt einzubringen. Eine solche freiwillige Meldung kann ohne Angabe von Gründen 
schriftlich zurückgezogen werden. Diese Zurückziehung ist beim Heerespersonalamt einzubringen und 
wird wirksam, wenn sie spätestens bis zum Ablauf des der Entsendung in das Ausland vorangehenden 
Tages eingelangt ist. 

(9) Soldaten und deren nahen Angehörigen kann in außerdienstlichen Angelegenheiten, insbesondere 
bei Schwierigkeiten im sozialen Bereich, nach Maßgabe militärischer Erfordernisse die notwendige 
Unterstützung gewährt werden. 
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